
  
 

            
 
 
Antrag  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Beratungsfolge Termin Status 

Stadtrat 29.05.2013 öffentlich 
Entscheidung 
 

Ausschuss  für Finanzen, städtische 
Beteiligungsverwaltung und 
Liegenschaften 

09.07.2013 öffentlich 
Vorberatung 
 

Stadtrat 10.07.2013 öffentlich 
Entscheidung 
 

 
 
 
Betreff:  Antrag der CDU -Stadtratsfraktion zur Personalentwicklung  
  
 
Beschlussvorschlag:                                          
 

1. Nicht besetzte Stellen des Stellenplans 2013 werden gestrichen. 
 Die Verwaltung führt unverzüglich eine stringente A ufgabenkritik durch, unter  
 Berücksichtigung folgender Aspekte: 

 Gibt es derzeit erbrachte Leistungen, die zukünfti g überhaupt nicht mehr 
 erbracht werden müssen? 
 Gibt es Leistungen, deren Umfang zukünftig reduzie rt werden kann  
 (Senkung von Standards)? 
 Gibt es Leistungen, die, bei gleichbleibenden Stan dards, kostengünstiger 
 erbracht werden können? 

 
 

2. Die Stadtverwaltung unterbreitet den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern Modelle zur 
vorzeitigen Altersteilzeit- und vorgezogenem Renteneinstieg bzw. 
Abfindungsregelungen für den Ausstieg aus der Verwaltung. Ziel soll ein 
sozialverträglicher Stellenabbau sein.  
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 2.1. Die Stadtverwaltung verhandelt mit dem Landesverwaltungsamt über einen 
 Finanzierungsweg. Ziel ist die Verwendung des VNG-Erlöses. 
 
 2.2. Die damit zusätzlich nicht besetzten Stellen werden ebenfalls aus dem 
 Stellenplan gestrichen. 
 
 Zur Unterstützung der Aufgabenkritik lt. 1. führt d ie Verwaltung ernsthafte, 
 intensive Benchmarkvergleiche mit mindestens denje nigen Städten durch, 
 deren   Personalkosten je Einwohner deutlich besser sind al s in Halle.  
 

3. Die Verwaltung führt parallel eine Aufgabenkritik durch und passt den Personalbedarf 
an. 
Die Stadtverwaltung erarbeitet Modelle, um ihren Mi tarbeiterinnen und 
Mitarbeitern Anreize zu bieten, aus dem Beschäftigu ngsverhältnis 
auszuscheiden, den Arbeitszeitumfang zu reduzieren bzw. vorzeitig in den 
Ruhestand zu treten. Ziel ist ein sozialverträglich er Stellenabbau. 
Die Stadtverwaltung erarbeitet dazu einen Finanzier ungsvorschlag.  
Dabei sollen die verbliebenen VNG-Erlöse berücksich tigt werden. 
 

 
 
 
gez. Bernhard Bönisch 
(Fraktionsvorsitzender) 
 
 
Finanzielle Auswirkung:           Verwendung des VNG-Erlöses                                                    
 
 
 
 
 
 
 
Begründung:                                                                                                                                    
 
- Haushaltlage und Haushaltskonsolidierung der Stadt Halle 
- Personalversammlung 2013 
- Angleichung der städtischen Personalausgabenquote von derzeit 12,1% (2011) an 
 eine Stadt wie Schwerin (9,2%) und Erreichen der Benchmark Personalausgaben je 
 1000 Ew., in Halle 513 €/Ew., an die Städte wie Jena (393 €/Ew.), Magdeburg (497 
 €/Ew.) und Schwerin (462 €/Ew.)  
 
 
 
 
 
 
 
 


